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demokratische „pluralistische“ System dem gesellschaftlichen 
Eigentum aufpfropfen wollen.

Die internationale revolutionäre Arbeiterbewegung weiß 
sehr wohl zwischen Faschismus und bürgerlicher Demokratie 
zu unterscheiden; sie ist sich der Bedeutung der demokrati­
schen Rechte und Freiheiten für das werktätige Volk, der 
Notwendigkeit, sie gegen die äußerste Reaktion zu verteidi­
gen, voll bewußt. Am stärksten wohl hat F. E n g e l s  1895 
in seiner Einleitung zu Marx' „Klassenkämpfe in Frankreich 
1848 bis 1850“ auf die Bedeutung der bürgerlichen Demo­
kratie, insbesondere des Wahlrechts für das Proletariat hin­
gewiesen.10

Die bürgerlich-demokratische Republik bleibt aber — wie 
es Marx in der „Kritik des Gothaer Programms“ (April/Mai 
1875) formulierte —-für die Arbeiterklasse im Gegensatz zur 
„vulgären Demokratie“ nicht Ziel oder Maßstab, sondern die 
„letzte Staatsform der bürgerlichen Gesellschaft“, in der „der 
Klassenkampf definitiv auszufechten ist“.11 Auch der „mehr 
oder weniger vollständige Demokratismus“ dieser Republik 

.ist jedoch — wie Lenin schrieb — „durch den engen Rahmen 
der kapitalistischen Ausbeutung stets eingeengt und bleibt 
daher im Grunde genommen stets ein Demokratismus für die 
Minderheit, nur für die besitzenden Klassen“.12

Entscheidend, ist es, diese Einschätzungen der bürgerlichen 
Demokratie und ihrer Rolle für die Arbeiterklasse von den 
Anforderungen an die sozialistische Demokratie zu trennen. 
Genau das wird verwischt, wenn die Kriterien bürgerlicher 
Demokratie auf die sozialistische Gesellschaft angewandt 
werden. Die Theorie der sozialistischen Demokratie kann nur 
Bestandteil der Theorie der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft sein. Das schließt Fragen des Erbes, der Einheit 
von Diskontinuität und Kontinuität nicht aus. „Der Sozialis­
mus ist der gesetzmäßige Erbe des gesamten Reichtums der 
demokratischen Formen und Traditionen, die das fortschritt­
liche gesellschaftspolitische Denken hervorbrachte und die 
von den Volksmassen im Verlaufe eines Jahrhunderte 
währenden Kampfes gegen die Ausbeuter errungen und ver­
teidigt wurden. “t3

Der prinzipielle Maßstab aber für die Demokratie als 
Kategorie des Überbaus können nur die Erfordernisse der 
neuen Produktionsweise sein. Die Notwendigkeit der sozia­
listischen Demokratie, ihre konkreten Formen sind zutiefst 
in der ökonomischen Struktur der Gesellschaft begründet.

Die Herausbildung und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie als historisch langfristiger Prozeß

Sind der Maßstab für die sozialistische Demokratie die Inter­
essen der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten, so müssen 
ihre politischen Formen der Entwicklung dieser Interessen 
angepaßt werden. Die sozialistische Demokratie ist nichts 
ein für alle mal Fertiges, Abgeschlossenes. „Die Hauptrich­
tung, in der sich die sozialistische Staatsmacht entwickelt, 
ist die weitere Entfaltung und Vervollkommnung der sozia­
listischen'Demokratie. Die in vielfältigen Formen erfolgende 
Mitwirkung der Bürger an der Leitung des Staates und der 
Wirtschaft wird immer mehr zum bestimmenden Merkmal 
des Lebens im Sozialismus. “14

Unsere theoretisch wichtigste Aufgabe dabei ist es, genau die 
historische Stelle zu bestimmen, an der wir stehen, das be­
reits Erreichte ebenso zu erkennen wie das noch zu Lösende. 
„Notwendige Maßnahmen zur Verteidigung der neuen Ord­
nung nicht zu treffen, kann ihren Untergang bedeuten; eine 
von den Umständen nicht gerechtfertigte, nicht notwendige 
Einschränkung der Demokratie zulassen heißt, die Führung 
der Massen erschweren, den Weg zum Sozialismus 
hemmen, “ts

Das Hauptanliegen von Marx und Engels war es, die 
Möglichkeit und Notwendigkeit des Sturzes der jahrtausende­
alten Ausbeuterordnung nachzuweisen, der Arbeiterklasse die 
Kraft für diese historische Aufgabe zu geben. Diese Aufgabe 
ist heute in der DDR endgültig gelöst. Der Aufbau der neuen 
Ordnung hat sich als erheblich länger dauernd erwiesen, als 
Marx und Engels angenommen hatten. Es haben sich Pro­
bleme und Widersprüche gezeigt, die damals, vor der großen 
Umwälzung, niemals sichtbar sein konnten und die u n s e r e  
theoretische Kraft verlangen. Die Herausbildung der sozia­

listischen Demokratie ist ein historisch langfristiger Prozeß. 
Schließlich darf man nicht vergessen, daß auch „der Kapi­
talismus für die Herauskristallisierung seiner ökonomischen 
und politischen Formen, seiner derzeitigen Formeln der Wirt­
schaftsführung und Leitung anderthalb Jahrhunderte be­
nötigte“.16

Die Demokratie war zunächst vom Kampf gegen die ge­
schlagenen, aber nicht besiegten Ausbeuter bestimmt. Sie 
kann gleich der sozialistischen Ökonomie ihre Wesenszüge 
erst im Verlauf ihrer Entwicklung voll ausprägen. „Im Ver­
lauf des Aufbaus der neuen Gesellschaft wird der Inhalt der 
sozialistischen Demokratie reicher, fallen die historisch ent­
standenen Beschränkungen weg, werden die Formen der 
Verwirklichung der Volksherrschaft mannigfaltiger.“17

Der Aufbau des Sozialismus zuerst in einem einzelnen 
Lande, später in einer Gemeinschaft von Ländern im harten 
Kampf mit dem imperialistischen Weltsystem hat viele neue 
theoretische Fragen aufgeworfen. Die Auseinandersetzung der 
beiden Weltsysteme, das Fortbestehen von Klassen, Klassen­
widersprüchen und anderen nichtantagonistischen Wider­
sprüchen, die Notwendigkeit, gesellschaftliche, kollektive und 
individuelle Interessen optimal zu verbinden —‘das alles stellt 
hohe Anforderungen an die gesamte politische Organisation 
unter Führung der marxistisch-leninistischen Partei der 
Arbeiterklasse. Den Leitfaden für die theoretische Lösung der 
Probleme bildet die Theorie der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft — eine Gesellschaft, deren Gestaltung die 
marxistisch-leninistischen Parteien der Staaten der sozialisti­
schen Gemeinschaft „als einen langfristigen und gesetzmäßi­
gen Prozeß in der Entwicklung der kommunistischen Ge­
sellschaftsformation“ begreifen.18

Daraus ergibt sich auch die Notwendigkeit, das Verhältnis 
von Staat und Demokratie neu zu durchdenken. Der Prozeß 
des Absterbens des Staates vollzieht sich offenbar in ganz 
anderen historischen Zeiträumen, als dies von Marx und 
Engels angenommen worden war. Der sozialistische Staat ist 
heute und für eine lange Periode ein notwendiger und 
unentbehrlicher Bestandteil des Überbaus. Auf dam X. Par­
teitag der SED wurde formuliert: „Niemandem wurde, 
niemandem wird je gestattet, den sozialistischen Staat 
anzutasten.“10

Zugleich ist es erforderlich, die sozialistische Demokratie 
als Mitwirkung und Selbstentscheidung der Werktätigen so 
auszugestalten, daß alle ökonomischen und politischen 
Initiativen voll genutzt werden können. Das ist eine Frage 
der Effektivität, der besseren Nutzung des Schöpfertums der 
Werktätigen, der Entfaltung der wissenschaftlich-technischen 
Revolution. Mit der zunehmenden Rolle der lebendigen Arbeit 
wächst notwendig auch das Bedürfnis nach Demokratie in 
der Produktion und in der gesamten Gesellschaft. Das ist 
zugleich- eine Frage der politischen Stabilität. Politische 
Stabilität heißt volle Gewährleistung der militärischen und 
politischen Stärke des Staates und ebenso Sicherung des Ver­
trauens der Bürger zum Staat, Bekämpfung von Bürokratis­
mus und Subjektivismus, heißt Verwirklichung des Prinzips 
des demokratischen Zentralismus.

Sozialistische Demokratie und Ökonomie

Friedrich E n g e l s  hat in seinen „Grundsätzen des Kom­
munismus“ (Oktober/November 1847) die neue Gesellschaft 
vor allem als Betreibung der Produktion „durch die ganze 
Gesellschaft, d. h. für gemeinschaftliche Rechnung, nach ge­
meinschaftlichem Plan und unter Beteiligung aller Mitglieder 
der Gesellschaft“, charakterisiert: „Sie wird also die Kon­
kurrenz aufheben und die Assoziation an ihre Stelle setzen. “2° 
Ähnlich sprach Marx im „Kapital (Dritter Band)“ davon, daß 
die notwendigen Proportionen sich in der neuen Gesellschaft 
nicht mehr „als blindes Gesetz“ den Produzenten auf zwingen, 
sondern immer mehr als „von ihrem assoziierten Verstand 
begriffnes und damit beherrschtes Gesetz“ wirken.21 Dieser 
assoziierte ^Verstand umfaßt notwendig die wissenschaftliche 
Leitung durch Partei und Staat, aber mit derselben Notwen­
digkeit die zunehmende Mitwirkung der Werktätigen selbst.

Gerade weil die Konkurrenz bei gesellschaftlichem Eigen­
tum an den Produktionsmitteln nicht mehr die entscheidende 
Triebkraft der Gesellschaft ist und sein kann, bedarf der.


